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A. Mündliche Fragen gemäß 1. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


l. Abgeordneter 
Dr. Sdunitt- 
Vodcenhausen 


Welche Schritte gedenkt die Bundesregierung 
zu unternehmen, um künftig zu vermeiden, 
daß die öffentliche Hand über das Amtshaf- 
tungsprinzip (§ 839 BGB, Art. 34 GG) auf dem 
Gebiete des Straßenverkehrs die Haftung für 
Schäden, deren Ursache in Handlungen seiner 
Beamten liegt, je nach Ausgestaltung der ein- 
schlägigen Bundes- und Landesgesetze ab- 
lehnen oder nicht ablehnen kann mit der Kon- 
sequenz, daß der Geschädigte u. U, leer aus- 
geht? 


2. Abgeordneter 
Dr, Wittmann 
(München) 


Hält es die Bundesregierung nicht für zweck- 
mäßig, die bereinigte Sammlung des Bundes- 
rechts in Loseblattform entsprechend der in 
der Schweiz geübten Praxis fortzuführen, um 
dadurch wesentliche Erleichterimgen in der 
Rechtsanwendung für alle Beteiligten zu er- 
möglichen? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


3. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, welchen An- 
Seefeld teil Kraftfahrer, die unter Drogeneinfluß stan- 

den, an der Zahl der an Verkehrsunfällen 
Beteiligten haben, und gibt es bereits ein 
Verfahren zur Herstellung eines einwand- 
freien Drogen tests, ähnlich dem Blutalkohol- 
test? 


4. Abgeordneter Welche Gründe haben den Bundesminister für 
Picard Verkehr bisher davon abgehalten, für Wind- 

schutzscheiben an Personenkraftwagen Ver- 
bundglas vorzuschreiben, das als Sicherheits- 
glas den gegenwärtig besonders in Wagen 
der unteren und der. Mittelklasse verwende- 
ten Einscheibenhartglas weit überlegen ist? 


5. Abgeordneter Wann ist damit zu rechnen, daß der Bundes- 
Picard minister für Verkehr eine verbindliciie Ent- 

sdieidung zugunsten des Verbundglases trifft, 
nachdem sich die Expertenkommission der 
EWG eindeutig und generell für Verbund- 
glasscheiben ausgesprochen hat und nur die 
Vertreter des Bundesverkehrsministeriums 
sich diesem Votum noch nicht angeschlossen 
haben? 
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6. Abgeordneter 
Krall 


7. Abgeordneter 
Freiherr 
Ostman 
von der Leye 


8. Abgeordneter 
Freiherr 
Ostman 
von der Leye 


9. Abgeordneter 
Josten 


10. Abgeordneter 
Ollesdi 


11. Abgeordneter 
Ollesdi 


12. Abgeordneter 
Graaff 


Ist die Bundesregierung der Meinung, daß es 
sich mit einem fortschrittlichen Demokratie« 
Verständnis in unserem Land vereinbaren 
läßt, wenn sich leitende Beamte der Bundes« 
bahnhauptverwaltung in IC-Zügen für sich 
allein ganze Abteile reservieren lassen? 


Wann ist mit der Fertigstellung eines groß- 
räumigen Femverkehrsumgehungsnetzes für 
die Stadt Bonn zu rechnen, — insbesondere 
der Teilslüdce der linksrheinischen Autobahn 
zwischen Bliesheim und dem Frechener Kreuz^ 
zwischen Gelsdorf und dem Ahrtal mit vier- 
spuriger Anbindung an die B 9, zwischen dem 
Ahrtal und Koblenz mit Anbindung an die 
Autobahn Koblenz — Trier, ferner des Herseler 
Kreuzes mit vierspuriger Anbindxmg an die 
EB 56 und die EB 257 als Nord-West«Um- 
gehung und des rechtsrheinischen Fernver- 
kehrsnetzes mit den notwendigen Ost-West« 
Querspangen? 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
geeignete Baumaßnahmon in diesem Bereich 
bis zur vollen Funktionsfähigkeit zu beschleu- 
nigen, damit das dichtbebaute Siedlungsge- 
biet in der klimatisch schlecht durchlüfteten 
Rheintallage der Stadt Bonn vom Fernverkehr 
sdineller entlastet werden kann? 


Ist die Bundesregierung bereit, dafür einzu- 
treten, daß in den Speisewagen der Intercity-, 
Fern- und Sdinellzüge Tages« bzw, Wochen- 
zeitungen für die Fahrgäste ausgelegt werden? 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Ortsende-Schilder, die nach Inkrafttreten 
der neuen StVO anstelle der Hinweisschilder 
auf die nächste Ortschaft angebracht werden 
sollen, der Information der Autofahrer eher 
. hinderlidi als dienlich sind? 


Ist die Bundesregierung bereit, gemeinsam mit 
den europäisdien Ländern noch i einmal zu 
prüfen, ob die bisherige Beschilderung aus 
verkehrstechnischen Gründen beibehalten 
werden kann? 


Ist die Bundesregierung nicht auch der Auf- 
fassung, daß ein überstürztes Vorgehen von 
seiten der Bundesrepublik Deutschland un- 
nötig ist, da das Wiener Übereinkommen über 
den Straßenverkehr und die Verkehrszeiclien 
und die europäisdien Zusatzvereinbarungen 
zu diesem Übereinkommen nodi nicht ratifi- 
ziert sind? 
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13. Abgeordneter 
Graaff 


14« Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(MÜndien) 


15. Abgeordneter 
Dr« Stark 
(Nürtingen) 

16. Abgeordneter 
Dr. Stark 
(Nürtingen) 

17. Abgeordneter 
Bauer 
(Würzburg) 


18. Abgeordneter 
Bauer 
(Würzburg) 


19. Abgeordneter 
Dr. GeOner 


Ist die Bundesregierung bereit, mit dem Aus- 
wediseln der Schilder zumindest solange zu 
warten, bis die Gebietsreform in der Bundes- 
republik Deutschland abgeschlossen ist, damit 
nicht zusätzliche Kosten entstehen auf Grund 
der Umbenennung von Ortschaften und dem 
damit verbundenen nochmaligen Austausch 
der Schilder? 

Beabsichtigt die Bundesregierung den Vor- 
schlag des ADAC zu verwirklichen, die bis- 
herigen Ortsende-Schilder, die das nächste 
Ziel und die Entfernung in Kilometer anga- 
ben, auch künftig zuzulassen und auf die in 
der neuen Straßenverkehrs-Ordnung vorgese- 
henen Schilder, auf denen nur noch der durch- 
gestrichene Name des gerade verlassenen 
Ortes erscheint, zu verzichten? 

Aus welchen Gründen wurden die bisherigen 
Ortsende-Schilder durch neue Schilder ersetzt? 


Trifft es zu, daß die Beseitigung der alten 
und die Anbringimg der neuen Ortsende- 
Sc^ülder ca. 100 Millionen DM kostet? 

Ist die Bundesregierung geneigt, vor der end* 
gültigen Ratifizierungsprozedur des »Wiener 
Übereinkommens über Straßenverkehrszei- 
chen" vom 8. November 1968 und des euro- 
päischen Zusatzübereinkommens wegen der in 
der Straßenverkehrs-Ordnung vom 1. März 
1971 in Kraft getretenen Regelung betr. »Zei- 
chen-Nr. 3U": — Ersatz der bis am Ausgang 
des lelztdurchfahrenen Orts die näciiste Ge- 
meinde und die Distanz zwischen beiden an- 
zeigenden Schildes durch ein neues Sciiild mit 
Angabe des rot durchstrichenen verlassenen 
Orts — einen Vorbehalt im Sinn einer Lö- 
sungsmöglichkeit nach der seitherigen Rege- 
lung oder zumindest nach Maßgabe der in der 
Schweiz bzw. in Österreich bisher üblichen 
Beschilderung zu madien? 

Ist die Meldung zutreffend, derzufolge die im 
Vollzug der erwähnten Aufstellung neuer 
Hinweisschilder erforderlichen Änderungen 
25 000 Ortschaften im Bundesgebiet betreffen 
und 100 Millionen DM an Kosten bedingen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß von 
seiten der DDR das kommende Heine-Jahr 
mit weltweitem Aufwand gefeiert werden 
wird, und ist sie bereit, Heinrich Heine an- 
läßlich der 175. Wiederkehr seines Geburts- 
tages durch die Herausgabe einer Gedenk- 
marke erneut zu würdigen, zumal in der Ver- 
gangenheit Persönlichkeiten sdion mehrfadi 
durch Herausgabe von Sondermarken geehrt 
worden sind? 
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20. Abgeordneter Weldie zusätzlichen finanziellen Mittel wären 
Peters bei einer Angleichung der den Beamten im 

(Norden) Postdienst gezahlten Wediseldienstzulage an 

die nadi Tarifvertrag Nr. 287, Anlage 4, den 
Angestellten im Postdienst für „Dienst zu un- 
günstigen Zeiten" geleisteten höheren Zulage 
aufzubringen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Forde- 
rung der Beamten im Postdienst, für gleichen 
Dienst von Angestellten und Beamten auch 
eine gleiche Vergütung bzw. Zulage zu leisten? 

22. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Post- und Telefondienst 

Dr. Arnold im kommenden Jahr erneut teurer wird? 

23. Abgeordneter Treffen insbesondere Meldungen zu, wonach 

Dr. Arnold beabsichtigt ist, das Porto für den normalen 

Inlandsbrief von 30 auf 40 Pfennig, das Porto 
für Inlandspostkarten von 25 auf 30 Pfennig, 
das Porto für Drucksachen von 12 auf 18 Pfen- 
nig zu erhöhen sowie die Telefongebühren 
je Einheit auf 24 Pfennig, Ortsgespräche auf 
40 Pfennig und die Telefongrundgebühr von 
monatlich 18 auf 25 DM anzuheben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 

24. Abgeordneter In wieviel Bundesländern werden Anträge auf 
Heyen Wohngeld mit EDV-Anlagen bearbeitet, und 

wie hat sich dieses Verfahren im Hinblick auf 
die Bearbeitungsdauer bewährt? 

Ist der Bundesregierung bekannt, in weldiem 
Umfang heute der Absdiluß von Mietverträ- 
gen Von der Zahlung einer Kaution abhängig 
gemacht wird? 

Denkt die Bundesregierung daran, die Höhe 
der Kautionen gesetzlidi zu begrenzen und 
eine Verzinsung zugunsten der Mieter zu 
verlangen? 

27. Abgeordneter Wird die Verwendung der öffentlidien Mittel 
Slaak für die Bauforschung zwisdien Bund und Län- 

(liamburg) dem koordiniert? 

20. Abgeordneter Falls eine solche Abstimmung erfolgt, ge- 

Slaak schiebt sie auf freiwilliger Basis, oder gibt es 

(Hamburg) hierfür verbindliche Vereinbarungen zwischen 

Bund und Ländern? 

29. Abgeordneter Sind die in den Haushalten des Bundes und 
Henke der Länder angesetzten Mittel für die Bau- 

forschung ausreichend? 


26. Abgeordneter 
Brandt 
(Grolsheim) 


25. Abgeordneter 
Brandt 
(Grolsheim) 


21. Abgeordneter 
Peters 
(Norden) 
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30. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, die 
Henke deutsche Bauwirtschaft an den finanziellen 

Aufwendungen für die Bauforschung zu be- 
teiligen, und gibt es hierzu bereits Überlegun- 
gen bezüglich der Höhe und des Verfahrens? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


31. Abgeordneter 
Schedl 


32. Abgeordneter 

Schedl 


33. Abgeordneter 
Werner 


34i Abgeordneter 
Werner 


35. Abgeordneter 
Kiechle 


Wie ist es mit den strukturpolitischen und 
konjunkturpolitischen Vorstellungen der Bun- 
desregierung vereinbar, daß der Bundesmini- 
ster für wirtschaftliche Zusammenarbeit i in 
einem Begleitschreiben in Zusammenhang mit 
einer Umfrage der Planungsgruppe Ritter bei 
deutschen Finnen über Möglichkeiten • der 
Übertrag ung arbeitsintensiver Technologien 
in Entwicklungsländer vom 21. Juli 1971 
(II B 5 - K 8166-98/71) folgendes ausführt: „Die 
in Ansätzen schon vorhandene Kooperation 
deutscher Industrieunternehmen mit geeigne- 
ten Firmen in Entwicklungsländern beabsich- 
tige ich systematisch zu fördern. Diese Zu- 
sammenarbeit soll beiden Partnern dienen, 
indem arbeitsintensive Technologien bzw. Fer- 
tigungen, die wegen der Kosten- und Arbeits- 
marktsituation in der Bundesrepublik Deutsch- 
land in absehbarer Zeit nicht mehr zum Zuge 
kommen können, in Entwicklungsländer ver- 
lagert werden, um dort zur Verbesserung der 
Besdiäftigungslage und zur weiteren Indu- 
strialisierung beizutragen . . . "? 

Welche strukturpolitischen Absichten verbin- 
det die Bundesregierung mit der in ihrem 
Schreiben in Aussidit gestellten „Verlage- 
rung" arbeitsintensiver Industrien in Entwick- 
lungsländer? 

Welchen Einfluß wird die konjunkturpoiitische 
Entwicklung auf Kosten- und Arbeitsmarkt- 
situation arbeitsintensiver Betriebe in der 
Bundesrepublik Deutschland haben? 

ln welcher Form beabsichtigt die Bundesregie- 
rung, die Zusammenarbeit deutscher Industrie- 
unternehmen mit Firmen in Entwicklungslän- 
dern „systematisch zu fördern"? 

Kann die Bundesregierung die Meldung der 
„Welt" vom 8. Dezember 1971 bestätigen, der 
französische Staatspräsident habe angeregt, 
die Wirtschaftshilfe von Frankreich und der 
Bundesrepublik Deutschland für Togo zu ko- 
ordinieren, und geäußert, Frankreich betreibe 
seine Entwicklungshilfe im Rahmen der EWG 
und bemühe sidi besonders darum, sie mit der 
Bundesrepublik Deutschland abzustimmen? 
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36. Abgeordneter Welche konkreten Ergebnisse hat — bejahen- 
Kiechle denfalls — diese Politik aufzuweisen, und 

welche Initiativen hat die Bundesegierung er- 
griffen, ihre Politik auf dem Gebiet der wirt- 
sdiaftlidien Zusammenarbeit mit der ihrer 
Partner in der Europäischen Gemeinsdiaft zu 
koordinieren und den deutsch-französischen 
Vertrag auch auf diesem Gebiet mit Leben zu 
erfüllen? 


37. Abgeordneter Wie läßt sich die Antwort des Bundesministers 
koser für wirtschaftliche Zusammenarbeit vom 

25. Juni 1971 (Kab - E 9050 - 32/71) auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Werner, 
wonach die Koordinierung von bilateralen 
Entwidclungshilfemaßnahmen bereits prakti- 
ziert wird, vereinbaren mit der Antwort der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
auf die Schriftliche Anfrage desselben Abge- 
ordneten vom 13. Oktober 1971 (Nr. 178/71), 
wonach gegenwärtig noch keine Koordinie- 
rung der Entwicklungshilfemaßnahmen der 
EWG-Länder auf Gemeinschaftsebene besteht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


38. Abgeordneter Weldie Maßnahmen waren im Zuge der Ver- 
Becker einheitUchung der Beamtenbesoldung in Bund 

(Nienberge) und Ländern erforderlich, um die Gehälter der 
Bundesbeamten an die Gehälter der Beamten 
in Ländern und Gemeinden anzupassen, und 
welche Kosten sind hierdurch für den Bund 
entstanden? 


Welche Aufwendungen sind weiterhin erfor- 
derlich, um das mit dem 1. Besoldungsverein- 
heitlichungs- und Neuregelungsgesetz ange- 
strebte Ziel der Vereinheitlichung der Gehäl- 
ter der Beamten — vor allen Dingen der 
mittleren und unteren Einkommenssciiichten — 
in Bund, Ländern und Gemeinden zu er- 
reichen? 


40. Abgeordneter Trifft es zu, daß in Luzern (Sdiweiz) zwischen- 

Gnädinger staatliche Besprechungen über ein teciinisdies 

Projekt mit Kostenvoransdilag zur Bodensee- 
regulierung geführt worden sind, und weldies 
Ergebnis hatten diese Besprechungen? 

41. Abgeordneter Sind bei den Besprechnungen von Schweizer 

Gnädinger Seite Altcrnativvorschläge zu einem Regulier- 

werk gemadit worden und bejahendenfalls 
weldien Inhalts waren diese Vorschläge? 


39. Abgeordneter 
Bedcer 
(Nienberge) 
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42. Abgeordnete 
Frau Schlei 


43. Abgeordnete 
Frau Sdilei 


44. Abgeordnete 
Frau 

Dn Diemer» 
Nicolaus 

45. Abgeordneter 
Dr« Evers 


46. Abgeordneter 
Dn Evers 


47* Abgeordneter 
Heyen 


48, Abgeordneter 
Dr. Fudis 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß deutsche 
Umsiedler aus Polen von deutschen Behörden 
wie Ausländer behandelt werden und daß sie 
sich dadurch in starkem Maße diskriminiert 
fühlen? 

Welche Sofortmaßnahmen kann die Bundes- 
regierung einleiten, um für diesen Personen- 
kreis sozial und politisch vertretbare Rege- 
lungen möglich zu machen? 

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 
rung aus dem Urteil des Bundesverfassungs- 
gerichts zur hessischen Richterbesoldung vom 
15. November 1971? 

Teilt die Bundesregierung meine Ansiciit, daß 
das sogenannte Verursacherprinzip im Rah- 
men des Umweltschutzes auf alle Institutio- 
nen angewendet werden muß, die für Um- 
weltbeeinträchtigungen verantwortlich sind, 
also auch auf den Bund als Verursacher von 
umweltbeeinträchtigendem Lärm durdi den 
Betrieb der Deutschen Bundesbahn und als 
Baulastträger für Bundesstraßen, die nicht mit 
den heute technisch möglichen schallschlucken- 
den Einrichtungen versehen sind? 

Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß ihre 
Antwort auf meine diesbezüglichen Fragen 
diesem von der Bundesregierung selbst postu- 
lierten Verursaclierprinzip entspricht oder 
teilt sie meine Auffassung, daß diese Ant- 
worten das Bestreben erkennen lassen, für die 
Bundesregierung als Verursacher von umwelt- 
schädigendem Lärm eine Ausnahmestellung 
zu beanspruchen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Dienst- 
stellen des Berliner Senats wegen des Umstan- 
des, daß 80 ®/q der Westberliner Abwässer in 
der DDR geklärt werden müssen, seit vielen 
Jahren Kontakt mit dem Amt für Wasserwirt- 
schaft der DDR haben und daß 1967 bei Ab- 
schluß einer Vereinbarung über Abwässer- 
gebühren den DDR-Dienststellen ein Katalog 
weiterer Tliemen vorgelegt wurde? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, um Beamtinnen, insbesondere Lehrkräf- 
ten der verschiedenen Schulgattungen, die 
wegen der Pflege und der Erziehung von Kin- 
dern aus dem Dienst geschieden sind* bevor 
durch gesetzliche Regelung eine längerfristige 
Unterbrechung des Dienstes und die Wieder- 
verwendung ohne Verlust der Versorgungs- 
ansprüche ermöglicht wurde, durcii Verbesse- 
rung der Bedingungen den Entschluß, wieder 
in Dienst zu treten, zu erleiditern, und ist die 
Bundesregierung bereit, entsprechende ge- 
setzgeberisdre Schritte zu unternehmen, um 
eine Glcidistellung der früher ausgeschiede- 
nen Beamtinnen zu erreidien? 
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49. Abgeordneter Läßt sich nach dem derzeitigen Wissenschaft* 
Dr. Hauff liehen Stand eine klare Grenze nennen zwi- 

schen gesundheitsgefährlichem und nur lästi- 
gem Lärm? 

Hält die Bundesregierung eine Lärmeinwir- 
kung von 89 dezibel bei geöffnetem Fenster 
für gesundheitsgefährdend, sofern dieser Lärm 
durchschnittlich 450 mal pro Tag in einer 
Wohnimg auftritt? 


51. Abgeordneter Wird die Bundesregienmg der deutschen 
Dn Schmitt- Öffentlichkeit in absehbarer Zeit über die 
Vockenhausen Tätigkeit der Rechts- imd Linksradikalen so- 
wie ihrer Tamorganisationen, vor allem im 
. Bereich des öffentlichen Dienstes und in den 
Betrieben, eine Übersicht geben? 


Welche Maßnahmen hält die Bundesregierung 
zur Sicherung der Pressefreiheit für vordring- 
lich, und ist sie nicht auch der Meinung, daß 
z. B. durch die Schaffung von Presseausschüs- 
sen die Pressefreiheit durch Pressekontrolle 
ersetzt wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 


53. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung Presse- 
Schmidt meldungen, aus denen hervorgeht, daß rund 

(Kempten) V 2 Milliarde DM dem Haushalt und damit dem 

Staat jährlich dadurch verlorengehen, weil 
durch geschickte Manipulationen billig einge- 
führtes Heizöl teuer als Dieselöl in der Bun- 
desrepublik Deutschland verkauft wird? 


54. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Schmidt diese Manipulationen durch gesetzliche oder 

(Kempten) verordnungsmäßige Änderung in Zukimft zu 

unterbinden? 


55. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die geäußerten 
Dn Slotta Bedenken, daß v^egen des ungefestigten Frank- 

reich-Geschäftes und der rückläufigen Preis- 
entwicklung bei Heizöl Schwierigkeiten beim 
Absatz der Saarkohle und eine Gefährdung 
der Arbeitsplätze eintreten können, tmd 
— falls dies zutrifft — welche vorbeugenden 
Maßnahmen gedenkt die Bundesregienmg zu 
treffen? 


52. Abgeordneter 
Dr. Schulze- 
Vorberg 


50. Abgeordneter 
Dr. Hauff 
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56. Abgeordneter 
Dr« Hammans 


57. Abgeordneter 
. Dr. Hammans 


58. Abgeordneter 
Josten 


59. Abgeordneter 
Dr. Jobst 


60. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


61. Abgeordneter 
Büdmer 


Treffen Pressemeldungen zu, die in der Num- 
mer 22 des von P. Mandt herausgegebenen 
Bonner Informationsdienstes veröffentlicht 
wurden, wonach bei einem vom Statistischen 
Amt in Luxemburg der EG angestellten Preis- 
vergleich innerhalb der EG-Mitgliedsländer 
die Preise für Medikamente in der Bundes- 
republik Deutschland wesentlich höher, d. h. 
bis zu vier- bis fünfmal so hoch sein sollen 
wie in den übrigen Mitgliedsländern? 


Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die 
vorgenommene Erhebung keinen repräsenti- 
ven Querschnitt darstellt, da zu dem Preisver- 
gleich insgesamt nur 19 Medikamente aus 
einem mehrere tausend umfassenden Angebot 
ein Arzneimitteln auf dem europäischen Markt 
herangezogen worden sind, z. B. für Antibio- 
tika lediglich ein Präparat und dabei sogar 
eines einer US-Firma, für deren Preisgestal- 
tung die amerikanische Muttergesellschaft, 
nicht aber ihre europäis^en Töchter bestim- 
mend ist? 


In welcher Weise gedenkt die Bundesregie- 
rung, in den kommenden Haushaltsplänen das 
Anliegen des Zentralverbandes des Deutschen 
Handwerks zu berücksichtigen, welcher für 
eine verstärkte überbetriebliche Unterweisung 
als Ergänzung der Betriebslehre bis 1980 einen 
Betrag in Höhe von 1,8 bis 2 Milliarden DM 
für erforderlich hält? 


Wird die Bundesregierung die von ihr zur 
Bremsung der Konjunktur gesperrten Mittel 
für das regionale Förderungsprogramm um- 
gehend freigeben? 


Ist die Bundesregierung bereit, die deutsche 
Konservenindustrie von den einseitigen Be- 
lastungen durch die Beförderungsteuer bzw. 
die Erhöhung der Mineralöl- und Kraftfalrr- 
zeugsteuer für Nutzfahrzeuge zu befreien, um 
damit einen Teil der Wettbewerbsverzernm- 
gen in der EWG abzubauen und diese zu ver- 
anlassen, daß ein freier Warenverkehr, wie 
ihn die Bundesrepublik Deutschland zuläßt, 
auch von den EWG-Partnem nach den Regeln 
der VO EWG Nr. 865/68 gewährleistet ist? 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob sicher- 
gestellt ist, daß für die unter § 22 Ziff. 3 des 
Einkommensteuergesetzes fallenden Beste- 
chungsgelder im „ Bundesliga-Bes techimgs- 
skandar bei den Empfängern Einkommen- 
steuer-Vorauszahlungen festgesetzt worden 
ist? 
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62. Abgeordneter Sind die für die Veranlagung der bestodienen 

Büdmer Spieler zuständigen Finanzämter besonders 

aufgefordert worden, Kontrollmitteilungen für 
die zur Besteuerimg der Geldgeber zuständi* 
gen Finanzämter zu fertigen? 

63. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Pressemeldungen 

Vogt bestätigen, daß auch einem Kind eine Lohn- 

steuerkarte ausgestellt wird, falls das von 
dem Kind selbst oder einem Erziehungsbe- 
rechtigten beantragt wird, und teilt die Bun- 
desregierung die Befürchtung, daß dadurch der 
Eindruck erweckt wird, Kinderarbeit werde 
entgegen den Bestimmungen des Jugendar^ 
beitsschutzgesetzes dann geduldet, wenn der 
Staat hierfür seinen Steueranteil erhält? 


64« Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Dr. Aigner NATO-Manöver Reforger III imd zwei weitere 

Divisions-Manöver der NATO-Truppen kurz 
nacheinander besonders in den Landkreisen 
Neumarkt, Sulzbach-Rosenberg und Grafen- 
wöhr überdurchschnittliche und teilweise ver- 
heerende Flurschäden verursacht haben, und 
ist die Bundesregierung bereit, alles zu tun, 
um zu einer schnellen und nicht zu engherzi- 
gen Entschädigungsregelung zu kommen? 

65. Abgeordneter Trifft es zu, daß ohne das bisher dxirchge- 
Dr* Aigner führte Straßenausbauprogramm des Bundes 

in dieser Region (Bundesfinanzhilfe) der Zivil- 
verkehr völlig zusammengebrochen wäre und 
daß deshalb auf keinen Fall eine Kürzung 
oder Streckung des weiteren Ausbaupro- 
gramms auch nur in Erwägung gezogen wer- 
den kann? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung# 
Landwirtschaft und Forsten 


66. Abgeordneter In welcher Höhe und für welche Zeit beabsich- 

Niegel tigt die Bxmdesregierung, sich für die Beibe- 

haltung des Wähnmgsausgleichs einzusetzen? 

67. Abgeordneter Sind der Bundesregienmg die in der Presse 

Gallus geschilderten Vorkommnisse bei der vom 

Marktstrukturfond finanzierten Marketing- 
Gesellschaft CEMA bekannt? 

68. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 

GaUus damit in der Zukunft die von der öffentlichen 

Hand und der Landwirtschaft nach Gesetz auf- 
gebrachten Gelder sinnvoller eingesetzt wer- 
den? 
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69. Abgeordneter 
Dr« Weber 
(Köln) 


70. Abgeordneter 
Leasing 


71. Abgeordneter 
Lensing 


72» Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunsdiweig) 


73. Abgeordneter 
Niegel 


74. Abgeordneter 
Dr. Ritgen 


75. Abgeordneter 
Dr. Ritgen 


Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der 
seit Januar 1971 um 25Vo gestiegenen Milch- 
preise erneut Festpreise einzuführen und die 
Preisempfehlungen der großen Molkereien für 
wettbewerbswidrig imd damit unzulässig zu 
erklären? 


Hält die Bundesregierung es im Interesse einer 
objektiven Darstellung der Einkommens Ver- 
hältnisse in der I^andwirtschaft für angebracht, 
wenn sie in ihrer Broschüre „Landwirtschaft 
im Umbruch* auf Seite 17 den Eindruck zu 
erwecken versucht, als sei das Einkommen je 
Erwerbstätigen in der Landwirtschaft sprung- 
haft von rund 7400 DM auf nmd 11 600 DM 
gestiegen? 


Kann die Bundesregierung sich vorstellen, daß 
ein weniger mit landwirtschaftlicii betriebs- 
wirtschaftlichen Methoden Vertrauter ange- 
sichts der auf Seite 18 der vom Bundesmini- 
ster für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
herausgegebenen Broschüre „Landwirtschaft 
im Umbruch* zu dem Schluß kommen muß, 
daß die Einkommen der in der Landwirtschaft 
Tätigen gar nicht so niedrig sind, wie dieses 
von der Landwirtschaft selbst dargestellt 
wird? 

Was gedenkt die Bundesregierxmg zu tun, 
um der durch wähnmgspolitische Verände- 
rungen, Wettbewerbsverzerrungen in der 
EWG xmd durch das Fehlen eines wirksamen 
Drittlandschutzes in die Krise geratenen deut- 
schen Konservenindustrie wirkungsvoll zu 
helfen? 

Ist die Bundesregierung bereit, den Vorschlag 
des Europäischen Parlaments zu unterstützen 
und im Ministerrat der Europäischen Gemein- 
schaft eine Anhebtmg der Agrarpreise um 
mindestens 8Vo zu vertreten? 

Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß in 
der vom Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft \md Forsten heraxisgegebenen Bro- 
schüre „Landwirtschaft im Umbruch* es sich 
bei den auf Seite 15 auf geführten Zahlenreihen 
der Indizes von Erzeugerpreisen xmd Betriebs- 
mittelpreisen um manipulierte Zahlen handelt, 
die auf der falschen Umbasierxmg statistischer 
Werte berxihen und die das Verhältnis der 
Indizes von Betriebsmittelpreisen und Erzeu- 
gerpreisen aus der Vergangenheit in einem 
zu xmgünstigen Licht erscheinen lassen? 


Ist die. Bundesregierung bereit, im Interesse 
einer objektiven Darstellung der tatsächlichen 
Verhältnisse eine Berichtigimg vorzunehmen? 
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76. Abgeordneter 
Sosset 


77. Abgeordneter 
Susset 


78. Abgeordneter 

Dr.Früh 


79. Abgeordneter 
Dr.Früh 


80. Abgeordneter 
Burger 


81. Abgeordneter 
Schulte 
(Schwäbisch 
Gmünd) 


Ist die Bundesregierung auch der Meinungi 
daß es im Sinne einer objektiven Berichter- 
stattung besser gewesen wäre, bei der Dar- 
stellung der Einkommenslage nicht vom schul- 
den- und pachtfrei gedachten Betrieb auszu- 
gehen, sondern von den tatsächlich anzutref- 
fenden Einkommensverhältnissen imter Be- 
rücksichtigung aller Einnahmen \md Ausgaben 
in den landwirtschaftlichen Betrieben (Bro- 
schüre »Landwirtschaft im Umbruch")? 


Ist der Bundesregierung das Zahlenmaterial 
über Preise, Kosten, Wertschöpfung xaxd Ein- 
kommen für das Wirtschaftsjahr 1970/71 be- 
kannt, und warum hat sie, wenn dies zutrifft, 
es versäumt, dieses Zahlenmaterial in ihrer 
Broschüre „Landwirtschaft im Umbruch“ zu 
veröffentlichen? 


Wie beurteilt die Bundesregienmg die Aus- 
sage von Herrn Bundesminister Dr. Ehmke: 
„Jahrelang ist eine Politik gemacht worden, 
die den selbständigen Landwirten einzureden 
versuchte, sie könnten so lange auf ihrer 
Scholle bleiben, wie sie nur wollten . . . 
(109. Sitzimg des Deutschen Bundestages vom 
24. März 1971), nachdem der Bimdesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten in 
der Broschüre „Landwirtschaft im Umbruch“ 
selbst feststellte: „Binnen 20 Jahren halbierte 
. sich die Zahl der Erwerbstätigen in der Land- 
wirtschaft und die Zahl der Betriebe ging um 
ein Drittel zurück . . . .” (Seite 2)? 


Beschränken sich die Erwartungen der Bim- 
desregierung darauf, daß die Landwirte nur 
noch nach rein ökonomischen Gesichtspunkten, 
d. h. ausschließlich in den besten Agrargebie- 
ten investieren sollen (siehe Drucksache 
VI/2861, Fragen 31, 32)? 


Ist die Bimdesregienmg bereit, auf Grund 
der schlechten Einkommenssituation 1970/71 
auch im Haushalt 1972 eine zusätzliche Licpii- 
ditätshilfe zu gewähren und die Förderung 
der Grünlandbetriebe so zu gestalten, daß 
auch in Mittelgebirgslagen bauliche Investi- 
tionen für Stallbauten finanziell tragbar ge- 
staltet werden können? 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
das ökonomische Verhalten der Landwirte bei 
gegebenen Preis/Kostenverhältnissen zur be- 
schleimigten Produktionsaufgabe in allen we- 
niger ertragsreichen Gebieten» wie Mittelge- 
birgslagen, führen soll? 
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Gesdxäftsbereidi des Bundesministers iüi 
Arbeit und Sozialordnung 


82. Abgeordneter 
Gelsenhofer 


83. Abgeordneter 
Gelsenhofer 


84. Abgeordneter 
Pohlmann 


85. Abgeordneter 
Müller 
(Berlin) 


86. Abgeordneter 
Müller 
(Berlin) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach 
der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 
(Urteil vom 7. August 1970) werdende Mütter, 
die zwar arbeitsfähig, aber doch nicht in der 
Lage sind, den Weg zu ihrer Arbeitsstätte 
ohne Gefährdung ihres eigenen Lebens oder 
des Lebens ihres Kindes zurückzulegen, weder 
Lohnfortzahlung noch Krankengeld erhalten, 
und was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um diese Gesetzeslücke, die vor allem »Pend- 
lerinnen" betrifft, zu beseitigen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß große 
Schwierigkeiten bei pflichtversicherten, berufs- 
tätigen, alleinstehenden Frauen und Männern 
in dem Fall auftreten, wenn ein Kind, das 
üblicherweise in einem Kindergarten oder 
in einer Kinderkrippe untergebracht ist, er- 
krankt und häuslicher Pflege bedarf, \md 
glaubt die Bundesregierung — nachdem es den 
Arbeitgebern nicht zugemutet werden kann, 
daß sich die Mütter zur Behandlung ihres Kin- 
des krank melden, weil sie keinen unbezahlten 
Urlaub nehmen wollen — , daß durch die Ge- 
währung eines Pflegegeldes diese Schwierig- 
keiten wesentlich gemildert würden, vor allem 
auch unter dem Aspekt, daß die Unterbringung 
in einem Krankenhaus der Krankenkasse we- 
sentlich höhere Kosten verursachen würde? 

Hält die Bundesregienmg den Beschluß des 
Verwaltungsrats der Bundesanstalt für Arbeit, 
auch mittelbar von Arbeitskämpfen betroffe- 
nen Arbeitnehmern Arbeitslosenunterstützung 
oder Kurzarbeitsgeld zu gewähren, mit der 
gesetzlichen Verpflichtung zur Neutralität 
(§ 116 Abs. 4 AFG) für vereinbar und ggf. 
mit welcher Begründung? 

Trifft es zu, daß freiwillige Mitglieder mit 
einem Einkommen über der Krankenversiche- 
rungspflichtgrenze wesentlich niedrigere Bei- 
träge an die AOK Berlin entrichten als die 
unter der Versicherungspflichtgrenze liegen- 
den versichenmgspflichtigen Mitglieder? 

Hält es die Bundesregierung unter Beachtung 
des in der sozialen Krankenversicherung gel- 
tenden Grundsatzes, wonach der Versiche- 
rungsträger eine Solidargemeinschaft dar- 
stellt und alle Mitglieder bei gleichem Lei- 
stungsanspruch und bei gleichem Einkommen 
bis zur Beitragsbemessungsgrenze gleiche Bei- 
träge zahlen, für richtig, daß die Berliner 
Aufsichtsbehörden bei der AOK Berlin andere 
Maßstäbe im Hinblick auf die Beitragsgestal- 
tung anlegen als die Axifsichtsbehörden der 
Träger der Krankenversicherung im übrigen 
Bundesgebiet? 
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87, Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für vertretbar, 

Varelmann daß die Arbeitnehmer, die bereits bisher im 

Gegensatz zum allgemeinen Bildungsweg die 
Kosten der beruflichen Weiterbildung durch. 
Beiträge zur Bundesanstalt für 'Arbeit z. T* 
selbst deckten, nun noch zusätzlich durch Lehr- 
gangsgebühren belastet werden? 

88. Abgeordneter Wirkt sich der Beschluß des Verwaltungsrates 

Varelmann der Bundesanstalt für Arbeit, zu den beruflich 

fördernden Kursen für je Besucherstunde eine 
individuelle Beihilfe von 1,25 DM zu zahlen, 
nicht einseitig negativ für die wirtschaftlich 
schwachen, düim besiedelten Gebiete aus, weil 
in der Regel hier die Zahl der Kursusteil- 
nehmer aus natürlichen Gründen geringer ist 
als in den Großstädten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugendr Familie und Gesundheit 

89, Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekcumt, daß nach 

Dn Fuchs dem Bundesausbildungsförderungsgesetz in« 

folge Wegfalls des Anspruchs auf Wohngeld 
eine erhebliche Schlechterstellimg einzelner 
Geförderter eintreten kann? 

90. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung zu gewähr- 

Ziegler leisten, daß Geförderte nach dem Bundesaus- 

bildungsförderungsgesetz durch die Anwen- 
dung der neuen Vorschriften keine Schlechter- 
stellung gegenüber dem Umfang der bisheri- 
gen Förderung erfahren? 

Sind der Bundesregierung die Ergebnisse der 
Berichte der letzten Tagung der deutschen 
Neuro-Chirurgen in Düsseldorf bekannt, die 
gezeigt haben, daß Patienten mit einer Sprach- 
störung oder einer Lähmung der Gliedmaßen 
als Folge eines Himkrebses stark gebessert 
werden können, und was kann und wird die 
Bundesregierung veranlassen, um die Errich- 
timg einer Spezialklinik zur Rehabilitation 
von Tumorkranken auch angesichts der Tat- 
sache zu erreichen, daß eine anwachsende 
Lawine von Unfallverletzten die neuro-chirur- 
gischen Universitätskliniken bei solchen Reha- 
bilitationsaufgaben völlig überfordert? 

Trifft es zu, daß den anderen deutschsprachi- 
gen Ländern die Verwendung der Prädikats- 
bezeichnungen nach dem deutschen Weinge- 
setz bei ihren Weinlieferungen in die Bimdes- 
republik Deutschland nicht gestattet wird, ob- 
wohl § 20 Abs. 5 diesem Gesetzes eine solche 
Regelung vorsieht? 


92. Abgeordneter 
Löffler 


91* Abgeordneter 
Kater 
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93. Abgeordneter 
Löffler 


94. Abgeordneter 
Strohmayr 


95. Abgeordneter 
Strohmayr 


96. Abgeordneter 
Dr* IJupka 


97. Abgeordneter 
Wawrzik 


98. Abgeordneter 
Wawrzik 


99. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 


Falls die vorstehende Frage bejaht wird, wel- 
che Gründe sind für diese Entscheidung maß- 
geblich gewesen? 

Wie erklärt es die Bundesregierung, daß einer- 
seits zwar die — gesundheitlich relativ harm- 
losen — Käseschmelzsalze in Schmelzkäse 
(§19 Abs. 2 der KäseVO) ausdrücklich durch 
die Angabe „mit Schmelzsalz" deklariert wer- 
den müssen (wogegen kein Einwand erhoben 
werden soll), daß andererseits aber das durch 
Sondergesetz von 1934 zwar zugelassene, aber 
nichtsdestoweniger gesimdheitlich sehr frag- 
würdige sogenannte „Nitritpökelsalz" nach 
wie vor ohne eine Deklaration „mit Nitrit- 
pökelsalz" verwendet werden darf? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach 
einer Veröffentlichung in der dänischen Ver- 
braucherzeitschrift „Taenk" vom November 
1970 das dänische Landwirtschaftsministerium 
bereitwillig „Ausnahmegenehmigungen für 
Exportzwecke" erteilt für den direkten Ge- 
brauch des giftigen unverdünnten Natrium- 
nitrits als rötendes Pöckelmittel ohne den 
sonst üblichen Zusatz von 99,5Vo Kochsalz, 
welcher ein Uberdosieren Vorbeugen könnte? 

Ist es der Bundesregierung möglich, die Frei- 
beträge für Spätaussiedler so hoch anzusetzen 
und die unterschiedlichen Bestimmungen so 
zu vereinfachen, daß die Kinder der Spätaus- 
siedler an allen Fördereinrichtungen teilneh- 
men können, ohne daß gleichzeitig die gerade 
in die Bundesrepublik Deutschland gekomme- 
nen Eltern zur Begleichung der Kosten für die 
Schulausbildimg herangezogen werden? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
ergriffen um sicherzustellen, daß nichtsezept- 
pflichtige Arzneifertigwaren, die bei nicht be- 
stimmungsmäßigem Gebrauch als Suchtmittel 
konsumiert werden können, aber bereits auf 
dem Markt sind oder noch auf den Markt kom- 
men, als solche erkaxmt und für rezeptpflichtig 
erklärt werden? 

Gedenkt die Bundesregierung, die Arznei- 
fertigwaren ANl und Rosimon unter Rezept- 
pflicht zu stellen? 

Kann die Bundesregierung die im „Spiegel"- 
Report über die Situation der Aussiedler („Der 
Spiegel", Nr. 50, S. 72 ff.) aufgestellten Zu- 
sammenhänge bestätigen, die zwischen der 
Tatsache, daß „sich in erschreckendem Maße 
die Fälle mehren, in denen ein unbedingt not- 
wendiger .Förderschulbesuch entweder über- 
haupt nicht begonnen oder vorzeitig abgebro- 
chen wird" (aus einem Brief des Düsseldorfer 
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Sozialministeriums an das Bundesministerium 
für Jugend, Familie und Gesundheit) und der 
nach dem Gesetz immer noch geforderten Be- 
teiligung der Unterhaltspflichtigen an den In- 
ternatskosten auf der Grundlage des Familien- 
einkommens bestehen? 


100. Abgeordneter 
Freiherr 
von Firchs 


Kann die Bxmdesregierung die Erklärung des 
Kultusministers von Baden-Württemberg, Prof. 
Dr. Hahn, bestätigen, die dieser in einer Ant- 
wort auf eine Kleine Anfrage des Abgeordne- 
ten im Landtag von Baden-Württemberg, 
Ganzenmüller, am 23. Februar 1971 (Druck- 
sache 4142) gegeben hat, wonach die Länder 
schon seit Jahren — bisher erfolglos — bei der 
Bundesregierung angeregt haben, daß bei der 
Förderung aus Mitteln des sogenannten Ga- 
rantiefonds von den Aussiedler-Eltem der 
Förderschüler keine Unterhaltsbeträge mehr 
verlangt werden, und warum waren die Län- 
derbemühungen bisher erfolglos? 


101. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, in dem in 
Vogt der 152. Sitzung des Deutschen Bundestages 

angekündigten Gesetzentwurf über die Vor- 
aussetzungen für die Inbetriebnahme und den 
Betrieb von Altenheimen sicherzustellen, daß 
die Altenheimbewohner ein Vertretungsorgan 
(Altenrat) wählen können, der u. a. in folgen- 
den Angelegenheiten ein Mitbestimmimgsrecht 
erhält: alle die Hausordnung imd die Verpfle- 
gimg betreffenden Fragen, Personalfragen, 
Verlegung von Heimbewohnern innerhalb des 
Hauses, Festsetzung der Pflegesätze? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


102. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die in der 
Dr* Slotta Presse (z. B. Süddeutsche Zeitung vom 8. De- 

zember 1971) veröffentlichte scharfe Kritik der 
OECD am Bildungswesen der Bundesrepublik 
Deutschland, in der cs nach einer inoffiziellen 
Übersetzung u. a. heißt: *Die ökonomischen, 
gesellschaftlidien und politisdien Verhältnisse 
der Bundesrepublik Deutsdiland haben sich 
seit den zwanziger Jahren grundlegend geän^ 
dert. Aber das Bidungssystem ist in den wich- 
tigsten Bereichen unverändert so erhalten 
geblieben, wie es im Anschluß an die Hitler- 
Epodie nach dem Muster dieser früheren Zei- 
ten neu gegliedert wurde"? 
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Wie beurteilt die Bundesregierung die in 
dem jüngsten Bericht, den die OECD über das 
Bildungswesen in der Bundesrepublik Deutsch* 
land im Rahmen des sogenannten Länderexa* 
mens erstattet hat, enthaltene starke Besorg* 
nis, daß die staatlichen Stellen in der Bundes* 
republik Deutschland im Rahmen der Hoch* 
Schulreform zu wenig auf die Sicherung der 
Freiheit von Forschung und Lehre bedacht 
sein könnten, und welche Konsecpienzen wird 
die Bundesregierung daraus ziehen? 


104. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Staat New York im April 

Dr.Glelssner 1971 einem neu erbauten Atomreaktor wegen 

Gefährdung der Umwelt die Betriebserlaubnis 
versagt hat, imd beabsichtigt die Bundesre* 
gierung, die der oben erwähnten Versagung 
einer Betriebserlaubnis zugrimdeliegenden 
Befürchtungen bzw. Erkenntnisse in die über* 
legungen zum Bau weiterer Atomkraftwerke 
in der Bundesrepublik Deutschland einzube- 
ziehen? 


Gesdiäitsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


105. Abgeordneter Trifft es zu, daß Staatssekretär Ahlers der 
Rollmann Deutschen Welle gegenüber den Vorwurf der 

»Staatsfeme'’ erhoben hat, und wenn ja, billigt 
die Bundesregierung diesen Vorwurf? 


105. Abgeordneter Bei Bejahung des Tatbestands, was versteht 
Bollmann die Bundesregierung im einzelnen unter dem 

Begriff »Staatsfeme", und aus welchen Grün- 
den wurde dieser Vorwurf erhoben? 


Geschäftsbereidi des Auswärtigen Amts 


107. Abgeordneter Wird die Bundesregierung im Nordallantik* 
Pöhler rat im Sinne der Empfehlung der Nordatlan- 

tisdien Versammlung über das Seminar über 
öffentliche Verwaltung vom 28. September 
1971 für einen finanziellen Beitrag zur Orga- 
nisation eines vom Europa-Kolleg in Brügge 
veranstalteten dritten Seminars über Fragen 
der öffentUdien Verwaltung ointreten? 


103. Abgeordneter 
Pfeifer 
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108. Abgeordneter 
Hansen 


109. Abgeordneter 
Dr. Ahrens 


110. Abgeordneter 
Dr. Hupka 


111. Abgeordneter 
Meister 


112. Abgeordneter 
Meister 


113. Abgeordneter 
Roser 


114. Abgeordnete 
Frau 

von Bothmer 


Bezieht sich die Auffassung der Bundesregie« 
rung, daß „im Interesse der politischen Be- 
mühungen der Bundesrepublik Deutschland 
zu den Partnerländern davon abgesehen wer- 
den (soll)i politische Gegner der jeweiligen 
Regierung (als Lehrer) einzustellen*' (Schrei- 
ben des Auswärtigen Amts vom 14. Oktober 
1971 — Az.: IV 4-80.10/1 — an den Kultus- 
minister des Landes Nordrhein-Westfalen) 
auch auf Diktaturen, wie z. B. Griechenland? 

Wird sich die Bundesregierung dafür einset- 
zen, daß entsprechend den Empfehlimgen Nr. 
173, 188 und 200 der Versammlung der West- 
europäischen Union der Ausschuß unabhän- 
giger Sachverständiger seine vorbereitenden 
Untersuchtingen beschleimigt fortsetzt imd die 
Arbeiten an dem Statut des Personals der 
WEU und anderer koordinierter europäischer 
Organisationen bald zum Abschliiß gebracht 
werden? 

Ist der Bimdesregierung bekannt, daß in Op- 
peln die Stelle für Aussiedler, wie in Briefen 
aus Oberschlesien mitgeteilt wird,, geschlossen 
worden ist, und welche Möglichkeiten sieht 
die Bundesregierung, um auf dem Verhand- 
lungsweg zu erreichen, daß diese einseitige 
Unterbrechung der Aussiedlungsprozedur wie- 
der rückgängig gemacht werden kann? 

Treffen Pressemeldungen zu, nach denen 
Staatssekretär Moersch die Ansicht vertritt, 
daß die Europäer von den „am Reißbrett ent- 
worfenen" traditionellen Europa-Ideen Ab- 
schied nehmen müssen? 

Welche Gründe vermag die Bundesregierung 
anzuführen, falls sie die Ansicht von Staats- 
sekretär Moersch teilt? 

Trifft die Meldung der „Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung" vom 10. Dezember 1971 zu, Bun- 
desminister Scheel habe dem stellvertretenden 
Ministerpräsidenten von Malaysia die politi- 
sche und moralische Unterstützung der Bundes- 
regierung zu dem Plan einer Neutralisierung 
des südostasiatischen Raumes zugesagt, den 
sie mit Sympathie verfolge, weil er ähnlichen 
Intentionen der deutschen Ostpolitik entspre- 
che, \md hält die Bundesregierung eine Neu- 
tralisierung für geeignet, eine bestimmte Re- 
gion aiif der Erde, wie Europa, zu befriedigen? 

Trifft es zu, daß Angehörige des Auswärtigen 
Dienstes, die nach dem Kulturabkommen zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Südafrika in einer Gemischten 
Kommission die deutsche Seite vertreten, für 
südafrikanische Stipendiaten des DAAD ein 
Verhältnis von acht Weißen zu drei sogenann- 
ten Nicht-Weißen mit festgelegt haben ? 
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US. Abgeordnete 
Frau 

von Bothmer 


Trifft es zu, daß die portugiesische Regierung 
dazu übergeht, weite Landstriche ihrer afrika- 
nischen Kolonien durch das Versprühen von 
Herbiziden aus der Luft zu vergiften, um so 
der aufständischen Bevölkerung die Lebens- 
basis zu entziehen, und wird die Bundesregie- 
rung bei einer Bestätigung bei der portugie- 
sischen Regierung diese Angelegenheit auf 
diplomatischem Wege zur Sprache bringen? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereidi des Auswärtigen Amts 


1. Abgeordneter 
Schiller 
(Bayreuth) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Frage des 
Transfers unentgeltlidier Leistungen — wie 
zum Beispiel Renten, Guthaben von Umsied- 
lern, Erbschaften — in die jährlidi stattfinden- 
den deutsdi-polnisdien Wirtschaftsverhand- 
lungen einzubeziehen? 


2. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunsdiweig) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die Bestrebungen der EWG zur Anerkennung 
der EWG durch die Sowjetunion und die Staa- 
ten des Ostblocks zu fördern? 


3. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, deutlich zu 
Dr, Jahn machen, daß die EWG eine europäische Reali«* 

(Braunschweig) tat ist, und daß ihre Anerkennung eine Vor- 
aussetzung für eine Politik in Fragen der 
europäisdien Sicherheit ist? 


4. Abgeordneter In welcher Form, mit welchen Möglichkeiten 
Biechele und mit welchem finanziellen Aufwand hat die 

Bundesregierung bisher Hilfe zur Linderung 
der Not der Flüchtlinge aus Ostpakistan ge- 
leistet? 


5. Abgeordneter Welche Möglidikeiten, diese Hilfe fortzu- 
Biediele setzen, sieht die Bundesregierung, nachdem 

kriegerische Auseinandersetzungen zwischen 
Indien und Pakistan begonnen haben und ein 
Ende dieser Auseinandersetzungen nicht abzu- 
sehen ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtsdiaft und Finanzen 


6* Abgeordneter 
Schmidt 
(Kempten) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
sidi Bund, Länder und Gemeinden bei der 
Vergabe von Bauaufträgen dadurdi immer 
wieder in Gegensatz zur öffentlich geförder- 
ten und vom Deutschen Bundestag dringend 
gewünschten Winterbauförderung setzen, 
wenn sie Bauvollzugstermine spätestens Ende 
November terminieren und vor Februar/Marz 
keine Wiedervergabe von Aufträgen aus 
Haushaltsgründeil in Frage kommt? 
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7. Abgeordneter 
Schmidt 
(Kempten) 


Ist die Bundesregierung auf Grund der in 
Frage 6 genannten Situation in Zukunft 
bereit, im Rahmen ihrer Möglichkeiten ggf. 
unter Änderung gewisser Haushaltsrichtlinien 
darauf hinzuwirken, daß Bauaufträge der öf- 
fentlichen Hand grundsätzlich ganzjährig ver- 
geben werden, um einmal ein Beispiel für eine 
effektive Winterbaumöglichkeit zu geben und 
zum zweiten auch die in den Wintermonaten 
zweifellos günstigere Preissituation zugunsten 
des Haushalts zu nutzen? 


8* Abgeordneter 
Peiter 


9. Abgeordneter 
Peiter 


10* Abgeordneter 
Dr« Evers 


11. Abgeordneter 
Dn Evers 


12. Abgeordneter 
Rollmann 


lldlt es die BunJesregierung für noch vertret- 
bar, daß im frülicrou Regierungsbezirk Mon- 
tabaur auf Gnaicl 'e* .^ergordnung des ehe- 
maligen Horzogtiims Nassau vom 28. Februar 
1857 das VoilüguiUj .recht über geförderten 
Rohkaolin und Tuu den Grundeigentümern 
entzogen ist? 

Wird die Bundosregiurung in Anbetracht der 
Tatsache, daß diese Regelung einzig und allein 
noch im vorgenannten Gebiet gilt, einen Ge- 
setzesentwurf vorlegen, der. die Rechtslage 
ändert? 

Ist der Bundosrcgicrung bekannt, daß in den 
Gemeinden der Bundesrepublik Deutschland 
eine erhebliche Zahl von Wohnungen für An- 
gehörige der alliierten Stationierungsstreit- 
kräfte Vorbehalten wird, und daß diese Woh- 
nungen teilweise monatelang leerstehen, ohne 
daß es den deutschen Behörden gelingt, diese 
Wohnung wenigstens vorübergehend für die 
deutsdie Bevölkerung nutzbar zu machen 
oder die Stationierungsstreitkräfte zur Auf- 
gabe eines Teils dieser Wohnungen zu bewe- 
gen? 

Wie wertet die Bundesregierung diesen Tat- 
bestand angesichts der sich häufenden Fälle 
der Besetzung leerstehencjer Wohnungen in 
einigen Großstädten der Bundesrepublik 
Deutschland, und welche Maßnahmen gedenkt 
die Bundesregierung zu ergreifen, um die 
Stationierungsstreitkräfte zu veranlassen, 
nicht benötigte Wohnungen vorübergehend 
oder endgültig für den deutschen Bedarf zur 
Verfügung zu stellen? 

Ist es richtig, daß nach einem Erlaß des Bun- 
desfinanzministers — III B/4 - V 8711 - 12/70 
vom 8. Dezember 1970; FR 1971 S. 222 — 
Sdiriflen nach § 6 Abs. 1 des Gesetzes über die 
Verbreitung jugendgefährdender Schriften, die 
Kinder oder Jugendliche offensichtlich schwer 
gefährden, Steuerermäßigung nadi § 12 Abs. 2 
Nr. 1 UStG in Verbindung mit Nr. 43 der An- 
lage 1 erhalten und daß eine Änderung der 
Nr. 43 der Anlage 1 nidit beabsichtigt ist? 
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13 . Abgeordneter Bis wann kann mit einer Halbierung des Mehr- 

Weigl Wertsteuersatzes für landwirtsdiaftlidie Ge- 

nossensdiaftseinriditungen in den von der Na- 
tur benachteiligten Gebieten gerechnet wer- 
den? 

14. Abgeordneter Wird die Bundesregierung die Begrenzung 

Weigl von Sonderabschreibungen mit Verlustzuwei- 

sungen für Projekte im Zonenrandgebiet auf 
die Fertigstellung bis zum 31. Dezember 1972 
aufheben, um zu verhindern, daß mehrere im 
Zonenrandgebiet geplante Maßnahmen nach 
Spanien verlegt werden, da für Geldinvestitio- 
nen in diesem Land die Sonderabschreibungen 
unbefristet gelten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


15, Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung dagegen zu 
Baeuchle tun, daß bei Diskussionen über eine Senkung 

der Förderungsschwelle des Ertl-Planes selbst 
von Vertretern des Bauernverbandes immer 
wieder folgende Punkte in der politischen 
Diskussion übersehen werden, daß bei einer 
Senkung audi Betriebe gefördert würden, die 
an der allgemeinen Einkommensentwicklung 
von vornherein nicht teilnehmen könnten; 
bei diesen Betrieben hohe Kreditbelastungen 
auch mit günstigsten Konditionen nur zur 
Überschuldung und Vermögensverlusten füh- 
ren würden; diejenigen Betriebe, die die För- 
derungsschwelle nicht erreichen, doch zinsver- 
billigte Überbrückungskredite für ein Investi- 
tionsvolumen mit 20 000 DM erhalten können? 

Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele. 
Studenten der Haus- und Ernährungswirtsdiaft 
es z. Z. m der Bundesrepublik Deutschland 
gibt und welche Berufsaussichten sie tatsäch- 
lich haben? 

Kann die Bundesregierung detailliertes Zah- 
lenmaterial über den jetzigen und zukünftigen 
Altersaufbau der in der deutsdien Landwirt- 
schaft Tätigen — gegliedert nach Bundeslän- 
dern, landwirtschaftlichen Unternehmern, mit- 
arbeitenden Familienangehörigen und Alters- 
geldbereditigten (einschließlidi Bereditigten 
für Landabgaberente und vorzeitiges Alters- 
geld) — verlegen? 

18. Abgeordneter Hat sidi die Bundesregierung dem von der 
Wuwer. EWG gemaditen Vorschlag, die Verfütterungs- 

subventionen zu senken, widersetzt, obwohl 
so die Möglichkeit zum Abbau des überstei- 
gerten Subvenlionswesens in der EWG be- 
standen hätte? 


17. Abgeordneter 
Dn Früh 


16. Abgeordneter 
Peters 
(Poppenbüll) 
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19. Abgeordneter Kann die Bundesregierung detailliertes Zah- 

Kiechle lenmaterial über die längerfristige auch zu- 

künftige Entwicklung der Schülerzahlen in 
landwirtschaftlidien Berufsschulen, aufgeglie- 
dert nach Bundesländern oder Regierungsbe- 
zirken, nach männlichen und weiblidien Schü- 
lern, vorlegen? 

20. Abgeordneter Wie verhält sich die Zahl der landwirtschaft- 

Kiedile liehen Berufsschüler jetzt und, soweit erkenn- 

bar, auch zukünftig zu der Zahl der landwirt- 
sdiaftlidien Betriebe und der in diesen tätigen 
Unternehmern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

21. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Meinung, daß sich 

Säcki durch den Arbeitskampf in der baden-würt- 

tembergischen Metallindustrie eine Lücke im 
Arbeitsförderungsgesetz dergestalt gezeigt 
hat, daß mittelbar vom Streik betroffenen Ar- 
beitnehmern nur Arbeitslosenhilfe und Kurz- 
arbeilergeld gewährt wird, wenn der Verwal- 
tungsrat der Bundesanstalt für Arbeit einen 
entsprechenden Beschluß gefaßt hat? 

22. Abgeordneter Ist die Bundesregierung gegebenenfalls be- 

Säckl reit, die Initiative zur Schließung einer soidien 

Gesetzeslücke im Arbeitsförderungsgesetz zu 
ergreifen, so daß in Zukunft den mittelbar 
von regionalen Arbeitskämpfen betroffenen 
Arbeitnehmern grundsätzli^ Arbeitslosen- 
hilfe gewährt wird? 

23. Abgeordneter Wie stellt sich die Bundesregierung zur Kritik, 

Wuwer der von Arbeitgeber- und Gewerkschaftseite 

hinsichtlich einer SOprozentigen Beteiligung 
der Unternehmer an den Kosten des Schlecht- 
wettergelds erhoben wurde? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


24. Abgeordneter Hat die Bundesregierung bei der beabsichtig- 
Dr. Klepsch ten Erweiterung des Truppenübungsplatzes 

Altenwalde berücksichtigt, daß der aufstre- 
bende Kurbetrieb der Stadt Cuxhaven (1,8 Mil- 
lionen Übernachtungen) gesciiädigt wird, weil 
die geplante Erweiterung empfindlidie Ein- 
schränkungen des für den Erholungssuciienden 
zugänglichen, an der deutsdien Nordseeküste 
einmaligen Wald und Heidelandes mit sich 
bringt? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


25. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Fest- 
Dr* Slotta Stellungen des Statistischen Bundesamts, daß 

die Zahl der in Krankenhäusern angestellten 
Ärzte in den letzten zehn Jahren zwar um 
70®/o und allein 1970 um 14®/o stieg, die Zahl 
der frei praktizierenden Ärzte 1970 aber mit 
50 731 kaum größer ist als vor zehn Jahren 
und ein frei praktizierender Arzt der allge- 
meinen Medizin im Jahre 1970 474 Einwohner 
mehr zu versorgen hatte als 1960, und welche 
Konsequenzen müssen daraus gegebenenfalls 
gezogen werden? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Femmeldewesen 


26. Abgeordneter Wird die Bundesregierung aus der Empfeh- 
Fellermaier lung einer Expertenkommission der EWG, die 

sich generell für die Einführung von Verbtmd- 
glasscheiben bei Kraftfahrzeugen ausgespro- 
chen hat, gesetzliche Konsequenzen ziehen? 

27. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Südumgehung der Stadt 

Dr. Franz Ebersberg im Zuge der Neutrassierimg der 

B 304, die im ersten Fünf jahresplan der Bun- 
desregierung für die Zeit bis 1976 geplant war, 
nunmehr erst nach dem Jahre 1980 gebaut 
werden soll? 

28. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, wegen der 

Dr. Franz diaotisdien Verkehrsverhältnisse in der Kreis- 

stadt Ebersberg und der großen überörtlidien 
Bedeutung der B 304 den Baubeginn zu einem 
früheren Zeitpunkt einzuplanen und bei etwa 
geplanten Maßnahmen zur Konjunkturbele- 
bung im Bereidi des Tief- und Straßenbaues 
audi zur Behebung konjunktureller Engpässe 
bei den ansässigen TiefbauunternehmeU die 
obengenannte Baumaßnahme bereits in abseh- 
barer Zeit in Angriff zu nehmen? 

ist die Bundesregierung bereit, die im cin- 
sdilägigen Haushaltsplan 1971 — Kap. 12 03 
Tit. 751 — zum Ausdruck gekommene Auf- 
fassung vom „Engpaß" im Lauf der Rhein- 
Main-Donau-Großsciiiffahrtsstraße — beru- 
hend auf dem nodi fehlenden Ausbau auf 
volle Abladetiefe für Sdiub- und Naditsdiiff- 
fahrt sowie mangelndem Sdileusenausbau im 
unteren (hcssisdien) Mainlauf — weiterhin 
nadidrücklidi und in der Überlegung zu ver- 
treten, daß der Nürnberger Hafen in seiner 


29. Abgeordneter 
Bauer 
(Würzburg) 
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Entwicklung gehemmt und der weitere Ausbau 
des Abschnitts zur Donau sinnlos wäre, so- 
lange nicht die ganze Wasserstraße über die 
auch von Bayern mitfinanzierte Vertiefung 
des mittleren Rheins und im ganzen Mainlauf 
mit durchgehender Abladetiefe von 2,50 m bis 
Nürnberg eine Nutzung der Wasserstraße in 
vollem Umfang erlaubt? 

Ist das Bundesverkehrsministerium — ausge- 
hend von dieser Beurteilung — bereit, eine 
von der Wasser- und Schiffahrtsdirektion 
Würzburg überlegte Zwischenlösung in der 
Größenordnung von rund 50 Millionen DM für 
den Mainausbau einzuplanen, damit nach 
Maßgabe des Bundeshaushaltsplans 1972 an- 
hand der erforderlichen Teilbeträge mit der 
Mainausbaggerung und dem Bau der Schiff- 
fahrtsanlagen (Verbesserung der Schleusen- 
situation) wenigstens begonnen werden kann? 

Ist es richtig, daß das Bundesministerium für 
Verkehr die zuständigen Stellen aufgefordert 
hat, neue Trassen für den Verlauf der A76 
zwischen Bad Bergzabern und Neuburg zu 
untersudien, obwohl das planerische Verfah- 
ren bereits mit einem großen Maß von Zu- 
friedenheit aller Beteiligten abgeschlossen war 
und auch im Raumordnungsplan der Region 
Südpfalz verankert ist? 

J2. Abgeordneter Ist sich das Bundesverkehrsministerium dar- 
Leicht über im klaren, daß eine Änderung der Tras- 

senführung in diesem Absdinitt der A76 zu 
einer erheblichen Beeinträchtigung der Land- 
wirtschaft, insbesondere durch die Durch- 
sdineidung besten Acker- und Weinbergge- 
ländes der Gemeinden Kapellen, Oberhausen, 
Dierbach, Freckenfeld und Minfeld, und außer- 
dem t\i erheblichen Mehrkosten führen würde? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


33. Abgeordneter Weshalb hat der Planungsausschuß für den 
Berding Hochschulbau (§ 7 HBFG) seine Entscheidung 

über den Finanzierungsplan 1972 bis 1975 für 
den Neubau, die zentralen Einrichtungen für 
die Versorgung und die Erschließung des 
Geländes und die Errichtung der Außenan- 
lagen des Zentralklinikums an der Universi- 
tät Münster bis Ende des Jahres zurückge- 
stellt, und wann ist mit dieser Entscheidung 
zu rechnen? 


31. Abgeordneter 
Leicht 


30. Abgegrdneter 
Bauer 
(Würzburg) 


26 



Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drudesache VI/2938 


34. Abgeordneter Ist sidiergestellt, daß durdi die Vertagung 
Berding der Entscheidung des Planungsaussdiusses die 

Durchführung der Maßnahme Neubau eines 
Zentralklinikums an der Universität Münster, 
mit der bereits begonnen wurde, nidit ver- 
zögert wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtsdiaftliche Zusammenarbeit 


35. Abgeordneter Welcher Art ist die Beteiligung des Bundes- 

Roser ministeriums für wirtschaftliciie Zusammenar- 

beit bei der Herausgabe des Buchs „Dritte 
Welt — Heile Welt" und der diesem Buch 
zugrundeliegenden Schulbuchanalyse in per- 
soneller sowie finanzieller Hinsicht, und was 
gedenkt der Bundesminister für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit mit den aufgekauften 
Exemplaren zu tun? 


Bonn, den 10. Dezember 1971 
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